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1. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 19.
MÃ¤rz 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt auch die
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren und die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Beigeladenen zu 1) im Verfahren erster und zweiter
Instanz. Im Ã�brigen sind Kosten nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Versichertenrente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU)
und die Rechtswirksamkeit entrichteter PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung.

Die 1961 geborene KlÃ¤gerin hatte keine Berufsausbildung absolviert. Ab 1. April
1982 war sie im Studiengang Chemie immatrikuliert, und zwar bis 31. MÃ¤rz 1984
bei der Technischen UniversitÃ¤t (TU) Berlin, vom 1. April 1984 bis 30. September
1986 bei der Freien UniversitÃ¤t (FU) Berlin und vom 1. Oktober 1988 bis 30.
September 1989 erneut an der TU Berlin. Die vorgeschriebene AbschlussprÃ¼fung
hatte sie nicht abgelegt. Seit dem 1. Januar 1991 wurden fÃ¼r die KlÃ¤gerin
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fortlaufend bis November 1997 PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung aus jÃ¤hrlichen Arbeitsentgelten in HÃ¶he von 15.600,- DM
entrichtet.

Die BeitrÃ¤ge wurden von dem Beigeladenen zu 1., dem Vater der KlÃ¤gerin, fÃ¼r
eine TÃ¤tigkeit als Hilfe in dessen Haushalt an die zustÃ¤ndige Einzugsstelle
abgefÃ¼hrt. Die KlÃ¤gerin ist seit dem 9. Mai 1996 fortlaufend arbeitsunfÃ¤hig
krank und bezog vom 20. Juni 1996 bis 6. November 1997 Krankengeld.

Im Mai 1996 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die GewÃ¤hrung von Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Sie legte diverse Ã¤rztliche Unterlagen vor,
u.a. einen Entlassungsbericht des Krankenhauses N vom 13. Juli 1995 (stationÃ¤re
Behandlung vom 6. Juni bis 19. Juni 1995), einen Bericht des Zf AU e.V. vom 5. Juli
1995 (Dr. W), einen Befundbericht des Radiologen Dr. M vom 7. Dezember 1995
und ein Attest der behandelnden Ã�rztinnen fÃ¼r Innere Medizin Dres. K/B/V vom 9.
August 1996. Die KlÃ¤gerin gab an, seit ihrem Krankenhausaufenthalt vom Juni
1995 stÃ¤ndig auf Betreuung und Versorgung durch ihre Mutter angewiesen zu
sein. Die Beklagte lieÃ� die KlÃ¤gerin durch die Ã�rztin fÃ¼r Innere Medizin und
Rheumatologie R untersuchen und begutachten. Diese Ã�rztin bescheinigte der
KlÃ¤gerin bei erheblicher BewegungsunfÃ¤higkeit ein derart eingeschrÃ¤nktes
LeistungsvermÃ¶gen bei aufgehobener WegefÃ¤higkeit, dass Arbeit von
wirtschaftlichem Wert nicht zu erwarten sei. Eine Zeitberentung werde empfohlen
(massives psychosomatisches Syndrom mit Manifestation am Bewegungsapparat
â�� Fibromyalgie-Syndrom -, isolierte Arthritis am rechten Sprunggelenk nach
zweimaligem Umknicken 1993 und 1995, allergische Diathese, chronische
unspezifische Colitis; Gutachten vom 6. September 1996). Die BeeintrÃ¤chtigung
des LeistungsvermÃ¶gens bestehe seit Eintritt der ArbeitsunfÃ¤higkeit (AU) am 9.
Mai 1996.

Mit Bescheid vom 7. Januar 1997 beanstandete die Beklagte die fÃ¼r die Zeit vom
1. Januar 1991 bis 31. Dezember 1995 entrichteten PflichtbeitrÃ¤ge als nicht
rechtswirksam mit der BegrÃ¼ndung, dass die KlÃ¤gerin in diesem Zeitraum nicht
versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung gewesen sei. Die
Mitarbeit im elterlichen Haushalt sei nicht im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses erfolgt, sondern stelle lediglich eine familienhafte
Mithilfe dar. Den Rentenantrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 13. Januar
1997 mangels ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit ab. Die WidersprÃ¼che der
KlÃ¤gerin gegen die Bescheide vom 7. Januar 1997 und 13. Januar 1997 wies die
Beklagte mit Widerspruchsbescheiden vom 9. Juni 1997 zurÃ¼ck.

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat die Klagen gegen beide Bescheide zur
gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden (Beschluss vom 10.
Dezember 1997). Das SG hat sozialmedizinische Gutachten des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung Berlin (MDK) vom 26. MÃ¤rz 1997 (Arzt S) und
22. August 1997 (Dr. R beigezogen und einen Befundbericht von Dr. V-W vom 17.
Februar 1999 erstatten lassen. Das SG hat den Internisten und Rheumatologen Dr.
H als SachverstÃ¤ndigen eingesetzt. Dieser Arzt hat in seinem Gutachten vom 21.
MÃ¤rz 2000 (Untersuchung am 12. November 1999) bei der KlÃ¤gerin die folgenden
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Leiden diagnostiziert: posttraumatische Arthrose des rechten Sprunggelenkes und
MittelfuÃ�es mit chronisch-entzÃ¼ndlichem Reizzustand, StÃ¶rung des
Schmerzerlebens, der Schmerz- und Krankheitsverarbeitung, Verdacht auf
neurotische Fehlhaltung mit zwanghaften Aspekten, Verdacht auf
Konversionsneurose, anamnestisch vasculÃ¤re Cephalgien bzw. MigrÃ¤ne,
Cervikalsyndrom, Lumbalsyndrom, Reizzustand der Ileosakralgelenke,
Allergieneigung.

FÃ¼r ein Fibromyalgiesyndrom bzw. eine rheumatische Systemerkrankung bestehe
kein Anhalt. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig und vollschichtig
kÃ¶rperlich leichte Arbeiten â�� unter Beachtung der dargelegten qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen â�� verrichten. FuÃ�wege von mehr als 200 Metern
kÃ¶nne sie viermal tÃ¤glich nicht in adÃ¤quater Zeit zurÃ¼cklegen. Die genaue
Beurteilung mÃ¼sse einem neurologisch-psychiatrischen Gutachten vorbehalten
bleiben. Das SG hat den Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. A als
SachverstÃ¤ndigen mit der Untersuchung und Begutachtung der KlÃ¤gerin
beauftragt. Dieser Arzt hat in seinem Gutachten vom 22. Juni 2000
(Untersuchungen am 15. Mai und 19. Mai 2000) die folgenden Leiden mitgeteilt:
schwere SomatisierungsstÃ¶rung mit multiplem Schmerzsyndrom, hypochondrisch-
wahnhaftem Verarbeiten von allergischen Reaktionen, unspezifische Colitis. Die
KlÃ¤gerin sei aufgrund der schweren chronifizierten psychiatrischen Erkrankungen
â��zur Zeitâ�� nicht in der Lage, kÃ¶rperliche oder geistige Arbeiten jeglicher Art
zu verrichten.

Das SG hat im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 12. MÃ¤rz 2001 die
Mutter der KlÃ¤gerin, DB, als Zeugin vernommen. Hinsichtlich des Ergebnisses der
Beweisaufnahme wird auf die Sitzungsniederschrift vom 12. MÃ¤rz 2001 Bezug
genommen. Mit Urteil vom 19. MÃ¤rz 2001 hat das SG die Beklagte unter
Aufhebung der Bescheide vom 7. Januar 1997 und 13. Januar 1997 in Gestalt der
Widerspruchsbescheide vom 9. Juni 1997 verurteilt, der KlÃ¤gerin ab Juni 1996
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit â��zu zahlenâ��. Zur BegrÃ¼ndung ist
ausgefÃ¼hrt: Die Klage sei begrÃ¼ndet. Die fÃ¼r die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1.
Januar 1991 bis 31. Dezember 1995 entrichteten PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung seien rechtswirksam. Die KlÃ¤gerin habe daher im Hinblick auf
die im Verwaltungs- und Klageverfahren eingeholten Gutachten, ausgehend vom
Eintritt der EU mit Beginn der AU am 9. Mai 1996, gegen die Beklagte einen
Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente wegen EU ab Juni 1996. In dem in Rede
stehenden Zeitraum habe Versicherungspflicht in der Rentenversicherung
bestanden, weil die KlÃ¤gerin im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im Sinne von Â§ 7 Abs. 1 Sozialgesetzbuch â��
Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die Sozialversicherung â�� (SGB IV) eine
entgeltliche TÃ¤tigkeit als Haushaltshilfe verrichtet habe. Hierbei handele es sich
zur Ã�berzeugung des Gerichts nicht um ein ScheinarbeitsverhÃ¤ltnis. Nach den
glaubhaften Angaben der Zeugin B und des Beigeladenen zu 1. sei die KlÃ¤gerin
aufgrund der beruflichen Belastung der Zeugin Bab Januar 1991 eingestellt worden
und habe die in der dem Schriftsatz vom 5. Juli 1997 beigefÃ¼gten Anlage im
Einzelnen aufgelisteten Arbeiten verrichtet. Diese TÃ¤tigkeiten hÃ¤tten eine fremde
Arbeitskraft ersetzt und seien in einer HÃ¶he entlohnt worden, die deutlich Ã¼ber
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bloÃ�e Unterhaltsleistungen wie freie Kost und Taschengeld hinausgegangen sei.
Auch die Tatsache, dass mehrfach AU der KlÃ¤gerin vorgelegen habe, stehe der
Annahme eines versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht
entgegen.

Mit der Berufung wendet sich die Beklagte gegen dieses Urteil. Sie trÃ¤gt vor:
Entgegen der Auffassung des SG sei nicht erwiesen, dass die Voraussetzungen fÃ¼r
die Annahme eines versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses in dem
in Rede stehenden Zeitraum vorgelegen hÃ¤tten. Es habe sich vielmehr lediglich
um eine familienhafte Mithilfe der KlÃ¤gerin gehandelt. Ein schriftlicher
Arbeitsvertrag liege nicht vor. Zudem habe die KlÃ¤gerin widersprÃ¼chliche
Angaben zum Umfang der Arbeitsleistung und der erfolgten Entlohnung gemacht.
Soweit die KlÃ¤gerin im elterlichen Haushalt gelebt habe, sei auch zu prÃ¼fen, ob
es sich bei den geleisteten Diensten nicht um eine Unterhaltsleistung gehandelt
habe. Die von der KlÃ¤gerin durchgefÃ¼hrten Reinigungsarbeiten dÃ¼rften in einer
kleinen Neubauwohnung kaum 21 bzw. 22 Wochenstunden erfordert haben. Es sei
auch nicht festgestellt worden, dass ein angemessenes VerhÃ¤ltnis zwischen
Arbeitsleistung und Arbeitslohn bestanden habe. Im Ã�brigen sei ausgehend vom
Vorbringen der KlÃ¤gerin im Verwaltungsverfahren anzunehmen, dass diese
spÃ¤testens seit Juni 1995 gesundheitlich nicht mehr in der Lage gewesen sei, in
dem Haushalt ihrer Eltern den genannten TÃ¤tigkeiten nachzugehen.
Steuerrechtlich seien die Aufwendungen des Beigeladenen zu 1. fÃ¼r die KlÃ¤gerin
zwar als auÃ�ergewÃ¶hnliche Belastung berÃ¼cksichtigt worden, das Finanzamt
habe aber â�� abgesehen von der Vorlage der jeweiligen Lohnsteuerkarte â�� nicht
geprÃ¼ft, ob ein ernsthaftes ArbeitsverhÃ¤ltnis und ein eigener Haushalt der
KlÃ¤gerin existiert hÃ¤tten. Nach Auskunft des Landeseinwohneramtes (LEA) Berlin
vom 16. Januar 2002 habe die KlÃ¤gerin aber bis zum 4. Juni 1996 ihre
Hauptwohnung im selben Haushalt wie der Beigeladene zu 1. und die Zeugin B
gehabt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 19. MÃ¤rz 2001 aufzuheben und die Klagen
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Die Beigeladenen stellen keine AntrÃ¤ge.

Der Senat hat die Einkommensteuerbescheide der KlÃ¤gerin und des Beigeladenen
zu 1. fÃ¼r die Jahre 1991 bis 1995 sowie das Studienbuch der KlÃ¤gerin
beigezogen; auf diese Unterlagen wird Bezug genommen. Der Senat hat eine
Meldeauskunft des LEA Berlin Ã¼ber die KlÃ¤gerin vom 16. Januar 2002 eingeholt,
auf deren Inhalt verwiesen wird. Der Beigeladene zu 1. hat ein Schreiben des
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Finanzamtes NeukÃ¶lln-SÃ¼d zur steuerrechtlichen Behandlung der von ihm
geltend gemachten Aufwendungen fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung einer Haushaltshilfe
vom 21. Mai 2002 vorgelegt.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf die zum Verfahren
eingereichten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen, wegen der medizinischen Feststellungen
auf die zum Verfahren eingeholten Befundberichte und die
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. Hund Dr. A Bezug genommen.

Die Einkommensteuerakten des Finanzamtes NeukÃ¶lln-SÃ¼d fÃ¼r den
Beigeladenen zu 1., die Verwaltungsakten der Beklagten (Rehabilitations- und
Rentenakten), die Akte des SG Berlin S 29 RJ 1081/97 und die Gerichtsakte haben
vorgelegen und sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente
wegen EU â�� wie sich aus Tenor und EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen
Urteils noch mit hinreichender Deutlichkeit entnehmen lÃ¤sst â�� ab 1. Juni 1996
unter BerÃ¼cksichtigung rechtswirksamer PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung vom 1. Januar 1991 bis 31. Dezember 1995. Denn sie ist seit
dem Eintritt der AU am 9. Mai 1996 auf Dauer erwerbsunfÃ¤hig und erfÃ¼llt,
bezogen auf diesen Zeitpunkt des Eintritts von EU, auch die weiteren
Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Rente wegen EU. Damit
erweist sich auch die von der Beklagten mit Bescheid vom 7. Januar 1997
verfÃ¼gte Beanstandung der fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1991 bis 31. Dezember
1995 entrichteten PflichtbeitrÃ¤ge als rechtswidrig. Die KlÃ¤gerin stand in diesem
Zeitraum bei ihren Eltern in einem abhÃ¤ngigen und entgeltlichen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, das Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung begrÃ¼ndete.

Der von der KlÃ¤gerin erhobene Anspruch bestimmt sich noch nach Â§ 44
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Rentenversicherung â�� (SGB VI) in der bis zum
31. Dezember 2000 geltenden Fassung (im Folgenden ohne Zusatz zitiert), weil die
KlÃ¤gerin ihren Rentenantrag im Mai 1996 gestellt hat und ihr Rente wegen EU
(auch) fÃ¼r ZeitrÃ¤ume vor dem 1. Januar 2001 zusteht (vgl. Â§ 300 Abs. 2 SGB VI).

Die Vorschrift des Â§ 44 SGB VI setzt zunÃ¤chst die ErfÃ¼llung der allgemeinen
Wartezeit (vgl. Â§ 50 Abs. 1, Â§ 51 Abs. 1 SGB VI) sowie das Vorhandensein von drei
Jahren mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤tigkeit in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der rentenrechtlich erheblichen
Erwerbsminderung voraus (vgl. Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 SGB VI). DarÃ¼ber
hinaus muss EU vorliegen (vgl. Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI). ErwerbsunfÃ¤hig
sind gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 2 Satz 1 SGB VI Versicherte, die wegen Erkrankung oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in
gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder
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Arbeitseinkommen zu erzielen, das monatlich 630,- DM bzw. den entsprechenden
Gegenwert in Euro Ã¼bersteigt. ErwerbsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine TÃ¤tigkeit
vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen (vgl. Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB VI).

Die KlÃ¤gerin ist seit Mai 1996 auf Dauer erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 44 Abs.
2 Satz 1 SGB VI. Denn sie verfÃ¼gt seit diesem Zeitpunkt nicht mehr Ã¼ber ein
LeistungsvermÃ¶gen und damit erst Recht nicht Ã¼ber ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen, mit dem sie regelmÃ¤Ã�ig einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachgehen
und damit auf dem Arbeitsmarkt ein monatliches Einkommen von mehr als 630,-
DM bzw. den entsprechenden Gegenwert in Euro erzielen kann. Die KlÃ¤gerin war
und ist seit Mai 1996 nicht mehr in der Lage, TÃ¤tigkeiten von wirtschaftlichem
Wert im Erwerbsleben in einem nennenswerten Umfang nachzugehen. BezÃ¼glich
der Beurteilung des RestleistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin und des Zeitpunktes,
zu dem diese Leistungsminderung eingetreten ist, folgt der Senat dem vorliegenden
Gutachten der Ã�rztin R und dem SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. A. Die
genannten Gutachten dokumentieren eine sorgfÃ¤ltige Meinungsbildung nach
umfassender Befunderhebung und Untersuchung sowie eingehender WÃ¼rdigung
der im Einzelnen dokumentierten Vorbefunde, und die BegrÃ¼ndung der im
Wesentlichen Ã¼bereinstimmenden Ergebnisse ist jeweils schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar aus den getroffenen medizinischen Feststellungen hergeleitet. Aus
dem SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. H folgt keine andere Beurteilung, weil
dieser seine Leistungsbeurteilung ausdrÃ¼cklich nur aufgrund der Leiden
abgegeben hat, die in sein Fachgebiet fallen. Er hat aber ausdrÃ¼cklich darauf
verwiesen, dass die genaue LeistungseinschÃ¤tzung einem neurologisch-
psychiatrischen SachverstÃ¤ndigengutachten vorbehalten bleiben mÃ¼sse, weil auf
diesem Fachgebiet auch nach seiner Auffassung eine LeistungseinschrÃ¤nkung zu
vermuten war. Ausreichende Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass eine Leistungsminderung
des dargestellten Umfangs bei der KlÃ¤gerin bereits vor Mai 1996 vorgelegen hatte,
sind nicht ersichtlich. Zwar befand sich die KlÃ¤gerin vom 6. Juni bis 19. Juni 1995 in
stationÃ¤rer Behandlung des Krankenhauses N. Zudem hatte sie im
Verwaltungsverfahren mit Schreiben vom 28. August 1996 ausgefÃ¼hrt, seit
diesem Krankenhausaufenthalt stÃ¤ndig auf Betreuung und Versorgung durch ihre
Mutter angewiesen gewesen zu sein und erst seit Mitte MÃ¤rz 1996 eine â��
wenngleich erheblich eingeschrÃ¤nkte â�� GehfÃ¤higkeit wieder erlangt zu haben.
Diese Angaben sind aber durch entsprechende gutachterliche EinschÃ¤tzungen zum
LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin nicht untermauert worden. Erst im Attest der
behandelnden Internistin Dr. V-Wvom 9. August 1996 findet sich der Hinweis, dass
die KlÃ¤gerin aufgrund einer Fibromyalgie und heftigster Schmerzen nur liegend
transportiert werden kÃ¶nne. Zu diesen Zeitpunkt lag aber bereits â�� seit dem 9.
Mai 1996 â�� AU vor.

In der Person der KlÃ¤gerin ist ausgehend vom Eintritt der EU im Mai 1996 auch die
besondere versicherungsrechtliche Voraussetzung der sog. Drei-FÃ¼nftel-Belegung
im Sinne des Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI erfÃ¼llt. Denn sie hat im danach
maÃ�gebenden FÃ¼nf-Jahres-Zeitraum vom 9. Mai 1991 bis 8. Mai 1996 (Tag des
Eintritts von AU am 9. Mai 1996) 61 Monate mit PflichtbeitrÃ¤gen zurÃ¼ckgelegt
und erreicht damit die vom Gesetz vorausgesetzten 36 Pflichtbeitragsmonate. Die
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PflichtbeitrÃ¤ge vom 1. Januar 1991 bis 31. Dezember 1995 sind rechtswirksam und
durften von der Beklagten gemÃ¤Ã� Â§ 26 Abs. 1 Satz 1 SGB IV daher nicht
beanstandet werden. Es handelt sich nicht um zu Unrecht entrichtete BeitrÃ¤ge.
Denn sie wurden aufgrund eines abhÃ¤ngigen und entgeltlichen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, das Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung begrÃ¼ndete, entrichtet (vgl. Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI i.V.m. Â§
7 Abs. 1 SGB IV). Zur Ã�berzeugung des Senats steht fest, dass die KlÃ¤gerin in
dem in Rede stehenden Zeitraum im Rahmen eines entgeltlichen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses eine TÃ¤tigkeit als Haushaltshilfe verrichtet hat, bei
der es sich nicht um eine versicherungs- und beitragsfreie familienhafte Mithilfe
handelte.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) hÃ¤ngt die Abgrenzung
zwischen einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis und familienhafter
Mithilfe von den gesamten tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nden des Einzelfalles ab (vgl. zum
Ganzen: BSGE 3, 30, 40; BSGE 17, 1, 3; BSGE 12, 153, 156; BSG, Urteil vom 19.
Februar 1987 â�� 12 RK 45/85 = SozR 2200 Â§ 165 RVO Nr. 90). Ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis liegt dann vor, wenn der BeschÃ¤ftigte auf die
Verwertung seiner Arbeitskraft angewiesen ist, er in den Betrieb nach Art eines
Arbeitnehmers eingegliedert und dementsprechend dem Weisungsrecht des
Betriebsinhabers â�� wenn gleich in abgeschwÃ¤chter Form â�� unterworfen ist
und schlieÃ�lich fÃ¼r seine Mitarbeit ein Arbeitsentgelt bezieht, das den Charakter
einer Gegenleistung fÃ¼r geleistete Arbeit hat und Ã¼ber einen etwa gewÃ¤hrten
freien Unterhalt, ein Taschengeld oder eine Anerkennung fÃ¼r GefÃ¤lligkeiten
hinausgeht. Die Zahlung verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig nicht geringfÃ¼giger laufender
BezÃ¼ge, insbesondere des ortsÃ¼blichen oder des tariflichen Lohnes, ist ein
wesentliches Merkmal fÃ¼r das Bestehen eines entgeltlichen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses. Ein wichtiger Anhalt ist auch die steuerliche
Behandlung (vgl. BSG, Urteil vom 19. Februar 1987 â�� 12 RK 45/85 = SozR 2200 
Â§ 165 RVO Nr. 90).

Bereits die steuerliche Behandlung spricht vorliegend fÃ¼r ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis. Wie sich aus den vorliegenden Steuerbescheiden der
KlÃ¤gerin und des Beigeladenen zu 1. sowie dessen Einkommensteuerakten
entnehmen lÃ¤sst, entrichtete die KlÃ¤gerin von dem bezogenen Entgelt
durchgehend Lohnsteuer und der Beigeladene zu 1. konnte die gezahlten Entgelte
steuerrechtlich im zulÃ¤ssigen Umfang als auÃ�ergewÃ¶hnliche Belastung fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung einer Haushaltshilfe geltend machen. Dies ist aber Ã¼berhaupt nur
dann mÃ¶glich, wenn die Hilfe im Haushalt nicht auf familienrechtlicher Grundlage
erfolgt (vgl. BFH BStBl. 1961 III S. 549).

Es ist auch nicht anzunehmen, dass die von der KlÃ¤gerin geleisteten Dienste
Ausfluss einer allgemeinen zivilrechtlichen Unterhaltspflicht waren. Denn die
KlÃ¤gerin verfÃ¼gte in dem hier streitbefangenen Zeitraum Ã¼ber einen eigenen,
voll funktionsfÃ¤higen Haushalt in der T StraÃ�e 16 bis 18 in Berlin. Dies ergibt sich
aus dem glaubhaften Vorbringen des Beigeladenen zu 1. in dessen Schriftsatz vom
29. Oktober 2002. Dass die KlÃ¤gerin daneben beim LEA Berlin mit einem
Hauptwohnsitz unter der Anschrift W 50, der Wohnung ihrer Eltern bzw. ihrer
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Mutter, gemeldet war, Ã¤ndert hieran nichts. Denn aufgrund der melderechtlichen
Behandlung der Wohnsitze der KlÃ¤gerin in Berlin kann nicht unterstellt werden,
dass die KlÃ¤gerin im Haushalt ihrer Eltern bzw. ihrer Mutter ihren
Lebensmittelpunkt hatte. Die KlÃ¤gerin war auch auf die Verwertung ihrer
Arbeitskraft angewiesen, weil sie in den streitigen Jahren keine sonstigen
EinkÃ¼nfte hatte. Jedenfalls bei BegrÃ¼ndung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
war die KlÃ¤gerin zudem hierzu gesundheitlich auch in der Lage.

Denn erste wesentlich leistungslimitierende Leiden der KlÃ¤gerin sind frÃ¼hestens
im Jahr 1993 (Distorsion des rechten Sprunggelenkes) dokumentiert.

Ausschlaggebend fÃ¼r die Annahme eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses sind jedoch vor allem Art und Umfang der fÃ¼r die
Arbeitsleistung der KlÃ¤gerin erbrachten Gegenleistung. Die KlÃ¤gerin bezog von
dem Beigeladenen zu 1. wÃ¤hrend des gesamten in Rede stehenden Zeitraumes
ein regelmÃ¤Ã�iges monatliches Entgelt in HÃ¶he von 1.300,- DM. Diese
Entlohnung geht Ã¼ber die GewÃ¤hrung von freiem Unterhalt einschlieÃ�lich eines
geringfÃ¼gigen Taschengeldes erheblich hinaus. Sie entspricht dem seinerzeitigen
Tariflohn fÃ¼r vergleichbare TÃ¤tigkeiten. Nach dem Entgelttarifvertrag zwischen
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft und verschiedenen TrÃ¤gern von
Rehabilitationskliniken, gÃ¼ltig ab 1. April 1991, waren fÃ¼r TÃ¤tigkeiten der
VergÃ¼tungsgruppen 1 bzw. 2 â�� KÃ¼chenhilfe, ReinigungskrÃ¤fte, Arbeiter ohne
Berufsausbildung, HilfskÃ¶che und KÃ¼chenhilfen, Pflegehelfer â��
GrundvergÃ¼tungen in HÃ¶he von monatlich 2.098,- bzw. 2.342,- DM zu zahlen.
Ã�hnliche GrundgehÃ¤lter finden sich in der VergÃ¼tungstabelle zum
Manteltarifvertrag zwischen der Patienten-Heimversorgung â�� GemeinnÃ¼tzige
Stiftung â�� und der Gewerkschaft Ã�ffentliche Dienste, Transport und Verkehr vom
23. Oktober 1990, gÃ¼ltig ab 1. November 1990. Im Hinblick auf die der KlÃ¤gerin
regelmÃ¤Ã�ig obliegende Wochenarbeitszeit von 21 bzw. 22 Stunden entspricht das
monatliche Entgelt von 1.300,- DM ohne Weiteres einem tariflich zu zahlenden Lohn
und stellt daher ein angemessenes Entgelt fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin erbrachten
Arbeitsleistungen dar. Art und Inhalt der zu erbringenden Arbeitsleistungen hat die
KlÃ¤gerin in der Anlage zu dem im Verfahren S 24 RJ 1081/97 eingereichten
Schriftsatz vom 5. Juli 1997 im Einzelnen nachvollziehbar dargelegt. Die dort
gemachten Angaben zu Art und Umfang der jedenfalls bis Juni 1995 erbrachten
Arbeitsleistungen sind plausibel und Ã¼berzeugend. DemgegenÃ¼ber ist nicht
nachvollziehbar, weshalb â�� wie die Beklagte meint â�� in einer â��kleinen
Neubauwohnungâ�� die wÃ¶chentlichen Reinigungs- und Haushaltsarbeiten nicht
einen Umfang von 21 bzw. 22 Stunden erfordern dÃ¼rften, zumal die KlÃ¤gerin
auch mit der Erledigung der WÃ¤sche und EinkÃ¤ufen betraut war. Dass nach Art
und Inhalt der zu verrichtenden Dienste die Weisungen des Arbeitgebers nicht ins
Einzelne zu gehen brauchten, liegt auf der Hand. Dies Ã¤ndert aber nichts daran,
dass die unverzichtbaren Mindestanforderungen an ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliegend erfÃ¼llt sind.

Selbst wenn im Hinblick auf das Vorbringen der KlÃ¤gerin im Verwaltungsverfahren
und das SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. Hauer, der von einer erheblich
eingeschrÃ¤nkten GehfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin bereits seit 1993 ausgeht, von
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einem Eintritt der EU bereits im Jahre 1993 bzw. im Juni 1995 (stationÃ¤rer
Krankenhausaufenthalt im Krankenhaus N) auszugehen wÃ¤re, wÃ¤ren die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Rente wegen
EU erfÃ¼llt. In diesem Fall bedÃ¼rfte es keiner Drei-FÃ¼nftel-Belegung, weil die EU
dann aufgrund eines Tatbestandes eingetreten wÃ¤re, durch den die allgemeine
Wartezeit vorzeitig erfÃ¼llt ist (vgl. Â§ 44 Abs. 4 i.V.m. Â§ 43 Abs. 4 SGB VI).
GemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs. 2 Satz 1 SGB VI in der bis 31. Dezember 2000 geltenden
Fassung ist die allgemeine Wartezeit auch vorzeitig erfÃ¼llt, wenn Versicherte vor
Ablauf von sechs Jahren nach Beendigung einer Ausbildung erwerbsunfÃ¤hig
geworden sind und in den letzten zwei Jahren vorher mindestens ein Jahr
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben. Da
die KlÃ¤gerin ihre Hochschulausbildung mit Ablauf des 30. September 1989
beendet hatte, wÃ¤re die EU dann bei einem Leistungsfall bis September 1995
jedenfalls innerhalb von sechs Jahren nach Beendigung einer Ausbildung
eingetreten. Auch das Erfordernis von einem Jahr PflichtbeitrÃ¤gen in den letzten
zwei Jahren vor Eintritt der EU wÃ¤re dann erfÃ¼llt. Es kann unter diesem
Gesichtspunkt auch dahinstehen, ob die KlÃ¤gerin nach ihrer
Sprunggelenksdistorsion bzw. nach dem Krankenhausaufenthalt vom Juni 1995
gesundheitlich Ã¼berhaupt noch in der Lage war, ihren Verpflichtungen aus dem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis regelmÃ¤Ã�ig nachzukommen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 13.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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